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Krankenhauswesen
Pet 2-20-15-8275-026691 Br-:: :-r=i al^en Zuschr:tiel ansebenJ

S=-: =.=:--.a: Harr Enn::tcit.

i::- ^{u:tlag der \-orsttzenLien des Peti.ionsausschusses. Frau
\lar.ina Stamm-Fibich. \ldB. übersende ich Ihnen dre zu Ihrer
Eingabe angeforderte Stellungnahme des Bundesministeriums für
Gesundheit (BNIG) r.om 26. Februar 2O24 mit der Bitte um
Kenntnisnahme.

Die Ausführungen des o.g. Ressorts gehen sachlich zutreffend auf
Ihr Anliegen ein und sind nicht zu beanstanden, Ich möchte
deshalb Ihre Eingabe als erledigt ansehen.

Dabei ist klarzustellen, dass zum einen die eigene Verantwortung
der Bundesländer für die Krankenhausplanung fortbesteht und
zum anderen mit dem letzten Gesetzesbeschluss vom 19.10.2023
ein erster Schritt zur Umsetzung einer weit reichenden
Krankenhausreform vorliegt. Im Hinblick clarauf. dass der

Mit freundlichen Grüßen
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Eingabe des Herrn l0aus Emmsri66 vom LL. August 2023
Ihr Schreiben vom 11. Januar 2024
Pet-Nr.: 2-20 -15 -8275 -026691

Zu der o. a. Eingabe nehme ich wie folgt Steilung:

Michae[ Wetler

Leiter der Abteilung 2

Gesu n d h eitsverso rgung
Kra nkenversicheru ng
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Rochusstraße 1, 53123 Bonn
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rrx +49 (0)30 18 447- 4847 I 492A
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Der Petent fordert in seiner Petition an die bayerische Staatsregierung, dass diese die auf Bundes-

ebene geplante Kränkenhausreform ablehne sowie fur eine bessere Finanzierung der bayerischen

Krankenhäuser sorge. Mit Beschluss des Ausschusses fur Gesundheit, Pflege und Prävention des

Bayerischen Landtages vom 28. November 2023 wurde die Petition an den Deutschen Bundestag

weitergeleitet.

Kranken-

der Umset-

zung einer weitreichenden lkankenhausreform.

Im Zusammenhang mit den im Koalitionsvertrag vorgesehönen Reformen der Krankenhausversor-

gung und -finanzierung wurde im Mai 2022 die,,Regierungskommission für eine moderne und

bedarfsgerechte Krankenhausversorgung" (Regierungskommission) eingerichtet. Die Regierungs-

kommission sollte nach de.m Koalitionsvertrag insbesondere Empfehlungen fur eine Weiterent-

wicklung der Krankenhausfinanzierung vorlegen, die das bisherige Vergütungssystem um ein nach

Versorgungsstufen differenziertes System erlösunabhängiger Vorhaltepauschalen ergänzt.



Seite 2l:- 3 .Aafa:rg Dezen.l.'ber 2022hat die Regierungskommission ihre dritte Stellungnahme mit Empfehlun-
gen rui ei:le grundlegende Reform der Ikankenhausvergütung vorgestellt. Diese wurden als grund-
sä-/.ci ,eeeigeere Diskussionsgrundlage fur gesetzliche Anpassungen angesehen und im Zeitraum
rcrn 1a:::ar bis Juli 2023 im Rahmen einer ,,Bund-Länder-Arbeitsgruppe fur die Krankenhausre-

:o::::" qeneinsam mit den Landern und Koalitionsfraktionen beraten und zu einem umfassenden

Eck;.ri«epapier rveiterenhrrickelt. Auf der Grundiage der Eckpunkte fur eine Krankenhausreform
r-or: i-;il 2023 i"to derzeii ein Gesetzentu.urf erarbeitet. Begleitend zu den Beratungen mit den Län-
ie::: :;ld cen Koaljtjonsiraknonen u'erden die Auswirkungen der Refonnpiäne auf die Versorgung
oe : Ber'-Öl-<era:lg mir Kra:rkenhausleisrungen forhvährend mitels einzelner Simulationen im Auf-
trag des B \4G bes chriebe n (Folgenabschärzung).

Gemäß den Eckpunkten für eine Krankenhausreform solien künftig unter anderem Leistungsgrup-
pen mit Qua-liiätskriterien festgelegt rverden. Vorgesehen ist, dass Leistungsgruppen den Kranken-
häuser o-J:cn oe P-an.:r:gsberörciea de: Ldrrder zuger',-iesen rr,-erden können, §enn sie die jerveiis

gei:e:rie:i Qua-l-ia:-.-<nterien e;rrrlien. \eoen der Steigerung der Behandiungsqualität ist zentraler
Bes:aiore.i der Rejorrn ciie gepla:rte Eintuhrung einer Vorha-ltevergütung - damit soll die Vorhal-
llng vor. beoartsnon','endigen Krankenhäusern kunftig weitgehend unabhängig von der Leistungs-

erbringung zu einem relevanten Anteil gesichert werden. Die Vorhaltevergütung sol1en Kranken-
häuser fur die Leistungsgruppen erhalten, die ihnen durch die Planungsbehörden der Länder zuge-

wiesen wurden. Sektorenübergreifenden Versorgungseinrichtungen (,,Level 1i-Krankenhäuser") soll
zudem künftig eine zentrale Rolle auf dem Weg zu einer sektorenübergreifenden und integrierten
Gesundheitsversorgung zukommen. Sie sollen stationäre Leistungen wohnortnah sowohl mit
ambulanten als auch mit medizinisch-pflegerischen Leistungen verbinden. Hiervon können insbe-

sondere Krankenhäuser profitieren, deren Fortbestand auf Grund des geringen stationären Versor-
gungsbedarfs in der Region nicht gesichert ist. Sie erhalten die Möglichkeit, ihr Leistungsangebot an

dem jeweiligen Bedarf an stationären, ambulanten oder pflegerischen Leistungen auszurichten und
sich hierdurch eine tragfähige wirtschaftliche Grundlage zu schaffen. Gemäß den Eckpunkten sollen
sie Plankrankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) bleiben und dem-
entsprechend auch weiterhin stationäre Leistungen erbringen.

Die Zuständigkeit fur die Krankenhausplanung verbleibt weiterhin ausschließlich bei den Ländern.

Unberührt bleibt insofern auch die primäre Verpflichtung der Länder zur Vorhaltung einer bedarfs-
gerechten Krankenhausstruktur sowie zur auskömmlichen Finanzierung der notwendigen Investi-
tionen in diese Struktur. Insbesondere ist es Aufgabe der Länder, ihrer Investitionsverantwortung
nachzukommen, damit notwendige Investitionen nicht durch Mittel zur Finanzierung der Betriebs-

kosten querfinanziert werden müssen.

Das Krankenhaustransparenzgesetz (KHTG) sieht daruber hinaus vor, dass zur Information und
Aufklärung von Patientinnen und Patienten künftig Daten über das Leistungsangebot und
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Seri: -r ,:- : Qualitätsasp€kte des stationären Versorgungsgeschehens in Deutschland durch das Bundesministe-

rium rur Gesundheit (BMG)veröffentlicht werden sollen. Dafur sollen die KrankenhäuserVersor-

gungssrufen (Level) zugeordnet und die Verteilung der Leistungsgruppen auf die einzelnen Stand-

ol:e sor.;ie d-ie personelle Ausstattung im Verhältnis zum Leistungsumfang des Krankenhauses

rrarlsDarent dargelegt werden. Maßgeblich fur die Zuordnung zu einem Levei ist der Umfang der

e:ren iftalkenhausstandort zugewiesenen Leistungsgruppen. Die Levelzuordnung und die Veröf-

ie::üchung der genannten Daten hat keine Konsequenz fur die Krankenhausplanung der Länder

uic tl cie Kran-kenhausvergütung.

Zur kurzfüstigen Unterstritzung cier Krankenhäuser sieht das KHTG darüber hinaus verschiedene

von

Euro auf 250 Euro je Tag. schnelleter Ausgleich von noch nicht finanzierten Pflegekosten, sog. vor-

-ä:-..e: \1-::c.:e :-osa':sg-e-::: a:ci rur Fo-geiah:e). Das Geserz r,,urde am 19. Oktober 2023 vom

-:3:::ces:ag :e sc::-csse::. De: \'e:::r r-r-ungse:ssciuss hat in seiner Siuung am 21. Februar 2024

besc-osse::, ias Geseiz zu bestätigen mit dem Zie1, die Plenarsiuung des Bundesrats am22.Mätz

20212t:. ereichen. so dass von einem zeitnahen Inkrafltreten ausgegangen wird.

Die Petition sowie eine Kopie dieses Schreibens sind beigefugt.
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